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<tor Abg. W e i k h n r t, H 0 r n, Ferdinando F los a m 8 D n und Genossen 

an den Bundesniniater für Finanzen, 
\ 

betreffend Gebüh.rentreihei t für Gnadenbitten an Pers önliobke i ten des öffent-

lichen Lebens und für Petitionen '1TO:tl Abgeordnete~~ 

.-....... -c. ... - •. 

Immer wieder w.irdbei den AbGeordneten von der betroffe·nen Bevölkerung 

darüber Klage geführt. dass Briefe mit besti~ten Bitten an hohe Persönlich­
kai ton des öffentlichen Lebens als gebührenpfliohtige Schrifts·tiicke aufgefasst 

werden. Es erregt mit Reoht den Unwillen der Männer und Frauen aus dem Volke, 
die sich in ihrer Bedrängnis an den Herrn Bundespräsidenten oder an ein Re­

gierungsmitglied oder an einen Bürgermeister wenden, dass sie nachh,er VOLl 

Finanzamt zur Nachzahlung !on stempeleebühren aufgefordert werden. 

Die Bevölker~g sieht eß als Wesen der Deaokratie an, dass sich der l~nn 

und die Frau aus dem Volke ohne Hindernis mündlich oder schriftlich an jene 

Persönlichkeit des öffentlichen Lebens wenden kann, zu der sie Zutrauen hat. 

Ähnlich ist es auch mit den Ersuchen on Abgeordneten um Abhilfe. Meist wird 
das eingelangte Ersuchen io Originnl on den zuständigen Minister oder Ressort~ 

leiter weiterGegeben und bei Überprüfung nachträglich die Stempelgebühr ver­

langt. 
Der Herr Bundesminister hat zwar wiederholt zugesagt und vielleioht auch 

sogar angeordnet, dass die Interventionstä.tigkeit der Volksvertretor von jeder 

Gebührentrist frei ist. aber die ihm unterstellten Organe nahmen diese Weisungen 
nicht zur Kenntnis, 

Dia gefertigten Abgeordneten sind der Meinung, dass es sich hie;r u.m G.in 

sehr ernstliches Problem der Demokratie handelt. Sie sind de.r Ansicht,dase 

der StäntsbUrgo1", dej sich mit seinen Sorgen an eine Pers(Snlichkeit des öffent­
lichen Lebens wendet, nicht durch eine Gebührenvorschreibung oder sogar durch 

eine strafsebühr dafür bestraft werde.n soll. Es fl)ll nooh ein ietzter Versuch 

unternom~en werden, diesem Übelstand daduroh abzuhelfen, dass das Finanzoini­

steriwn im Erlasswege die ihm Wlterstehenden Dienststellen ameiet, diese Pe­
titionen vOh jeder Gebührenpflicht auszunehmen. 
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Sollte sioh a~o~ dieser Appell ~ls wirkungslos erweisen, dann werden die 
g~fartigten Abgeordneten nicht zögern, duroh einen entsprechenden Initintivantrog 
eine Änderung des Gebührengesetzes auoh in anderen'Tarifpoaten im Nationalrat 
z~ Berat~ zu stellen. 

Die gefertigten Abgeordneten riobten daher an deA Herrn B~desminister 
tür Finanzen die nachstehenden 

Anfragen: , 

1.) Ist der Herr »u.ndesminister für Finanzen. bereit, ulnSehend im Erla$s'v1ege 
anzuordnen, dass Gesllohe an die obersten Organe der Vollziehu.ng gemäss 
Artikel 19 von der,Gebührenpflieht befreit sind, wenn sie 1ed~lieh eine 
Gnndenbitte oder eine !itte um Untel'stü~z~g ertthalt~n? 

2.) Ist der Herr Bundesminister für Finanzen bereit, aJi21tlordnen, dass 
Gnadenbittenvon Staatsbürgetn, we10he duroh Abgeordnete überreioht werden, 
von der Vergebührlmg auszunehmen sind oder. falls es sioh um Anträge nuf 
b~hördliohe oder geriohtliche Entscheidung han~lt. ohne Einhebung von Strüf­
gebühren vOl'gebührt werden? 

........ -.-...... 
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